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Beschlüsse des 28. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Sozialgerichtsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Das Sozialgerichtsgesetz (SGG) vom 3. Sep- 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1239) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 14 Abs. 2 sind vor dem Wort „auf- 
gestellt“ die folgenden Worte einzufügen: 

„und den im § 16 Abs. 4 Nr. 3 bezeich- 
neten obersten Bundes- oder Landes- 
behörden“ 

2. § 16 Abs. 2 wird durch die nachstehenden 
Absätze 2 bis 4 ersetzt: 

„(2) Die Sozialrichter in den Kammern 
für Angelegenheiten der Sozialversicherung 
und für Angelegenheiten der Arbeitslosen- 
versicherung können nur Versicherte und 
Arbeitgeber sein. 

(3) Sozialrichter aus Kreisen der Ver- 
sicherten kann auch sein, wer arbeitslos ist 
oder Rente aus eigener Versicherung be- 
zieht. 

(4) Sozialrichter aus Kreisen der Arbeit- 
geber können auch sein 

1. Versicherte, die mindestens einen ver- 
sicherungspflichtigen Arbeitnehmer be- 
schäftigen; die Beschäftigung einer Haus- 
gehilfin oder Hausangestellten begründet 
nicht die Arbeitgebereigenschaft; 

2. bei Betrieben einer juristischen Person 
oder einer Personengesamtheit Personen, 
die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesell- 
schaftsvertrags allein oder als Mitglieder 
des Vertretungsorgans zur Vertretung 
der juristischen Person oder der Per- 
sonengesamtheit berufen sind; 

3. Beamte und Angestellte des Bundes nach 
näherer Anordnung der zuständigen 
obersten Bundesbehörde und Beamte und 
Angestellte der Länder, der Gemeinden 


und der Gemeindeverbände nach näherer 
Anordnung der zuständigen obersten 
Landesbehörde; 

4. leitende Angestellte In Betrieben einer 
juristischen Person oder einer Personen- 
gesamtheit, wenn ihnen Generalvoll- 
macht oder Prokura erteilt ist oder wenn 
sie berechtigt sind, im Betrieb Arbeit- 
nehmer selbständig einzustellen und zu 
entlassen.“ 

Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab- 
sätze 5 und 6. 

3. In § 46 Abs. 1 werden vor dem Wort 
„auf gestellt“ die Worte „und Behörden“ 
eingefügt. 

4. In § 73 Abs. 6 wird der folgende Satz 

angefügt: ' 

„§ 157 Abs. 1 der Zivilprozeßordnung gilt 
nicht für Bevollmächtigte, die Mitglieder 
und Angestellte von Gewerkschaften, von 
selbständigen Vereinigungen von Arbeit- 
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer 
Zwecksetzung, von Vereinigungen von Ar- 
beitgebern und von Vereinigungen der 
Kriegsopfer sind, sofern sie kraft Satzung 
oder Vollntacht zur Prozeßvertretung be- 
fugt sind.“ 

5. Im § 86 Abs. 2 werden zwischen dem Wort 
„oder“ und den Worten „eine laufende 
Leistung“ die Worte eingefügt: „In der 
Sozialversicherung“. 

Artikel II 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs, 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

Artikel III 

Das Gesetz tritt am 3. September 1953 in 
Kraft. 



